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(Nr. 1977.) Verordnung, betreffend das Berufungsverfahren beim Reichsgericht in Patent. 
ſachen. Vom 6. Dezember 1891. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen ac. 


verordnen auf Grund des §. 33 des Patentgeſetzes vom 7. April 1891 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 79) im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundes⸗ 
raths, was folgt: 


F. 1. 

Die in Gemäßheit des $. 33 Abſatz 1 des Patentgeſetzes vom 7. April 1891 
bei dem Patentamt einzureichende Berufungsſchrift muß die Berufungsanträge 
ſowie die Angabe der neuen Thatſachen und Beweismittel enthalten, welche der 
Berufungskläger geltend machen will. 


F. 2. 

Iſt die Berufungsſchrift nicht rechtzeitig eingegangen oder nicht in deutſcher 
Sprache abgefaßt oder enthält ſie nicht die Berufungsanträge, ſo hat das Patent⸗ 
arnt die Berufung als unzuläſſig zu verwerfen. 
ie: Der Berufungskläger kann binnen einer Woche nach Zuſtellung dieſes Be— 
chluſſes auf die Entſcheidung des Reichsgerichts antragen. 


$. 3. 

ä Iſt die Berufung zuläſſig, ſo wird die Berufungsſchrift von dem Patent⸗ 
an dem Berufungsbeklagten mit der Auflage mitgetheilt, feine ſchriftliche (Er, 
nach ? innerhalb eines Monats nach der Zuftellung bei dem Patentamt dn. 

en. 

Die Erklärung muß die Gegenanträge ſowie die Angabe der neuen Thatſachen 
und Beweismittel enthalten, welche der Berufungsbeklagte geltend machen will. 
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$. 4. 
Das Patentamt legt die Verhandlungen nebſt den Akten erſter Inſtanz 
dem Reichsgericht vor und benachrichtigt hiervon die Parteien unter Mittheilung 
der Gegenerklärung an den Berufungskläger. 


a, A 
Das Reichsgericht trifft nach freiem Ermeſſen die zur Aufklärung der Sache 
erforderlichen Verfügungen. 
Beweiserhebungen können durch Vermittelung des Patentamts erfolgen. 


$. 6. 
Das Urtheil des Reichsgerichts ergeht nach Ladung und Anhörung der 


Parteien. 
Die Ladungsfriſt beträgt mindeſtens zwei Wochen. 


Seh. 

Die Geltendmachung neuer Thatſachen und Beweismittel im Termin iſt 
nur inſoweit zuläſſig, als ſie durch das Vorbringen des Berufungsbeklagten in 
der Erklärungsſchrift veranlaßt wird. 

Das Gericht kann auch Thatſachen und Beweiſe berückſichtigen, mit welchen 
die Parteien ausgeſchloſſen ſind. 

Auf eine noch erforderliche Beweisaufnahme findet die Beſtimmung im 
§. 5 Anwendung. 

Soll das Urtheil auf Umſtände gegründet werden, welche von den Parteien 
nicht berührt ſind, ſo ſind dieſe zu veranlaſſen, ſich hierüber zu äußern. 


$. 8. 
Von einer Partei behauptete Thatſachen, über welche die Gegenpartei ſich 
nicht erklärt hat, können für erwieſen angenommen werden. 
Erſcheint in dem Termin keine der Parteien, ſo ergeht das Urtheil auf 
Grund der Akten. 
Wa 


Das Reichsgericht kann zu der Berathung Sachverſtändige zuziehen; die⸗ 
ſelben dürfen an der Abſtimmung nicht theilnehmen. 


$. 10. 

Zu den Koſten des Verfahrens, über welche das Reichsgericht nach $. 33 
Abſatz 2 des Patentgeſetzes zu beſtimmen hat, gehören außer den aus der Kaſſe 
des Patentamts zu beſtreitenden Auslagen diejenigen den Parteien erwachſenen 
Auslagen, welche nach freiem Ermeſſen des Gerichtshofes zur zweckentſprechenden 
Wahrung der Anſprüche und Rechte nothwendig waren. 
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§. UA. 
In dem Termin iſt ein Protokoll aufzunehmen, welches den Gang der 
Verhandlung im Allgemeinen angiebt. 
j Das Protokoll iſt von dem Vorſitzenden und dem Gerichtsſchreiber zu unter⸗ 
ſchreiben. 
. §. 12. 
Die Verkündung des Urtheils erfolgt in dem Termin, in welchem die 
Verhandlung geſchloſſen iſt, oder in einem ſofort anzuberaumenden Termin. 
Wird die Verkündung der Entſcheidungsgründe für angemeſſen erachtet, ſo 
erfolgt ſie durch Verleſung der Gründe oder durch mündliche Mittheilung des 
weſentlichen Inhalts. : 
Die Ausfertigungen des mit Gründen zu verſehenden Urtheils werden durch 
Vermittelung des Patentamts zugeſtellt. 


f Sl. 

„Wird beantragt, daß in Abänderung der Entſcheidung des Patentamts die 
Zurücknahme des Patents auf Grund des § 11 Nr. 2 des Patentgeſetzes aus⸗ 
geſprochen werde, fo findet die Vorſchrift des F. 30 Abſatz 3 dieſes Geſetzes 
entſprechende Anwendung. 

a §. 14. 
Die zur Praxis bei dem Reichsgericht zugelaſſenen Rechtsanwälte find befugt, 
im Berufungsverfahren in Patentſachen die Vertretung zu übernehmen. 
Den Parteien und deren Vertretern iſt es geſtattet, mit einem techniſchen 
Beiſtande zu erſcheinen. 
$. 15. 
i Im Uebrigen ift für das Berufungsverfahren in Patentſachen das den 
Geſchäftsgang beim Reichsgericht normirende Regulativ maßgebend. 


ö Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiferlichen Det ſerer Höchſteigenhändig ſchrif d 


Gegeben Neues Palais, den 6. Dezember 1891. 


(L. S.) Wilhelm. 
von Boetticher. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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